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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über die vermögensrechtlichen Verhältnisse der Bundeswasserstraßen 
- Nr. 801 der Drucksachen - 
mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(23. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über die vermögensrechtlichen Verhältnisse 
der Bundeswasserstraßen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen. 

§ 1 

(1) Die bisherigen Reichswasserstraßen (Binnen- 
und Seewasserstraßen) sind mit Wirkung vom 24. 
Mai 1949 als Bundeswasserstraßen Eigentum des 
Bundes. Vom gleichen Zeitpunkt ist der Bund In- 
haber aller sonstigen Vermögensrechte, die dem 
Deutschen Reich unmittelbar oder mit- 
telbar zustanden und Zwecken der Ver- 
waltung der Reichswasserstraßen und des Leucht- 
feuerwesens sowie anderen navigatorischen Auf- 
gaben zu dienen bestimmt waren. Dies gilt 
auch für Vermögens rechte, die durch Gesetz 
für unübertragbar oder nur auf Grund besonderer 
Vereinbarung für übertragbar erklärt sind. 


(2) Absatz 1 umfaßt auch die Beteiligung des 
Deutschen Reichs am Grundkapital der Rhein- 
Main-Donau-Aktiengesellschaft und der Neckar- 
Aktiengesellschaft. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über die vermögensrechtlichen Verhältnisse 
der Bundeswasserstraßen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die bisherigen Reichswasserstraßen (Binnen- 
und Seewasserstraßen) sind mit Wirkung vom 
24. Mai 1949 als Bundeswasserstraßen Eigentum 
des Bundes. Vom gleichen Zeitpunkt ist der Bund 
Inhaber aller sonstigen Vermögensrechte, die dem 
Deutschen Reich gehörten und Zwecken der Ver- 
waltung der Reichswasserstraßen und des Leucht- 
feuerwesens sowie anderen navigatorischen Auf- 
gaben dienten oder die ausschließlich für diese 
Zwecke begründet oder bestimmt worden sind. 
Dies gilt auch für Rechte, die durch Gesetz für un- 
übertragbar oder nur auf Grund besonderer Ver- 
einbarung für übertragbar erklärt sind. Die in dem 
Gesetz über den Staatsvertrag, betreffend den 
Übergang der Wasserstraßen von den Ländern auf 
das Deutsche Reich vom 29. Juli 1921 (RGBl. S. 961) 
und den Nachträgen hierzu vom 18. Februar 1922 
(RGBl. S. 222) und vom 22. Dezember 1928 (RGBl. 
1929 II S. 1) getroffene Regelung gilt sinngemäß 
weiter. 

(2) Absatz 1 umfaßt auch die Beteiligung des 
Deutschen Reichs am Grundkapital der Rhein- 
Main-Donau-Aktiengesellschaft und der Neckar^ 
Aktiengesellschaft. 


2 



Entwurf 

(3) Vermögen eines Unternehmens mit eigener 
Rechtspersönlichkeit, das seinen Sitz inner- 
halb des Bundesgebiets oder inner- 
halb der Gebietskörperschaft Berlin 
hat, fällt nicht unter Absatz 1. Es ver- 
bleibt dem Unternehmen selbst; ein 
Übergang auf die Länder gilt als nicht erfolgt. 


§ 2 

Treuhandschaften der Länder an dem Eigentum 
und den Vermögensrechten, die unter § 1 fallen, 
erlöschen mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

§ 3 

Die Wirksamkeit von rechtsgeschäftlichen Ver- 
fügungen, die über Eigentum und Vermögensrechte 
der in § 1 bezeichneten Art vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes getroffen worden sind, bleibt un- 
berührt. 


§ 4 

§ 1 gilt nicht für Eigentum und Vermögens- 
rechte, die nach dem 30. Januar 1933 einer Ge- 
werkschaft, Genossenschaft, politischen Partei oder 
sonstigen demokratischen Organisation weggenom- 
men worden sind. 


§ 5 

§ 1 gilt nicht für die Seefahrtschulen und für 
den Ludwig-Donau-Main-Kanal mit den dazugehö- 
rigen Teilen der Regnitz und der Altmühl zwi- 
schen Bamberg und Kelheim (vgl. Anlage A zum 
Staatsvertrage, betreffend den Übergang der Was- 
serstraßen von den Ländern auf das Reich, lfd. Nr. 
119 — BGBL 1921 S, 961, 978 — ). Die Seefahrt- 
schulen und der Ludwig-Donau-Main-Kanal gehen 
mit Wirkung vom 24. Mai 1949 auf die Länder 
über, in denen sie belegen sind. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

(3) Soweit Vermögenswerte eines Unternehmens 
des privaten Rechts mit eigener Rechtspersönlich- 
keit, an dem das Deutsche Reich am 8. Mai 1945 
unmittelbar oder mittelbar eine unter Absatz 1 
fallende Beteiligung besaß, nach dem 19. April 1949 
auf Grund gesetzlicher Vorschriften auf ein Land 
übergegangen sind, gilt dieser Übergang als nicht 
erfolgt. 

§ 2 

unverändert 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

unverändert 


§ 5 

unverändert 


§ 6 § 6 

Ein Ersatz für Aufwendungen und Ver- (1) Eine Abrechnung für gewöhnliche Aufwen- 
wendungen, die bis zum 20. September 1949 von düngen und Verwendungen, die bis zum 20. Sep- 
den Ländern in Bezug auf Eigentum und Ver- tember 1949 von den Ländern Baden und Rhein- 
mögensrechte der in § 1 bezeichneten Art gemacht land-Pfalz in Bezug auf Eigentum und Vermögens- 
worden sind, wird nicht geleistet. Den rechte der in § 1 bezeichneten Art gemacht worden 
Ländern verbleiben bis zu diesem Zeit- sind, sowie über die bis zu diesem Zeitpunkt von 
punkt von ihnen erzielten Erträge. ihnen erzielten Erträge findet nicht statt. 

(2) Die von den Ländern Rheinland-Pfalz und 
Baden aufgewandten außergewöhnlichen Ausgaben 
bei Rheinland-Pfalz in Höhe von 3,745 Millionen 
DM und bei Baden in Höhe von 1,234 Millionen DM 
sind jedoch zu ersetzen. 
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Entwurf 

§ 7 

(1) Dingliche Rechte an Grundstücken und son- 
stigen Sachen und Rechten, die unter § 1 fallen, 
bleiben bestehen. 

§ 8 

(1) Steht das Eigentum an einem Grundstück 
nach § 1 dem Bund zu, so ist der Antrag auf Be- 
richtigung des Grundbuchs von der höheren Be- 
hörde der Bundeswasserstraßenverwaltung (W a s - 
ser- und Schiffahrtsdirektion usw.) 
zu stellen, in deren Bezirk das Grundstück liegt; 
bei Zweifeln wird die zuständige Behörde von dem 
Bundesminister für Verkehr bestimmt. Der Antrag 
muß von dem Leiter der Behörde oder seinem Ver- 
treter unterschrieben und mit dem Amtssiegel oder 
Amtsstempel versehen sein. Zum Nachweis des 
Eigentums gegenüber dem Grundbuchamt genügt 
die in den Antrag aufzunehmende Erklärung, daß 
das Grundstück dem Bund zusteht. Das Eigentum 
ist einzutragen für die „Bundesrepublik Deutsch- 
land (Bundeswasserstraßenverwaltung)“. 


(2) Dies gilt für sonstige im Grundbuch einge- 
tragene Rechte entsprechend. 

§ 9 

Gebühren und andere Abgaben, die aus Anlaß 
und in Durchführung dieses Gesetzes fällig 
werden könnten, werden nicht erhoben. Bare 
Auslagen bleiben außer Ansatz. 


§ 10 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

§ 7 

unverändert 

§ 8 

(1) Steht das Eigentum an einem Grundstück 
nach § 1 dem Bund zu, so ist der Antrag auf Be- 
richtigung des Grundbuchs von der höheren Be- 
hörde der Bundeswasserstraßenverwaltung zu 
stellen, in deren Bezirk das Grundstück liegt; bei 
Zweifeln wird die zuständige Behörde von dem 
Bundesminister für Verkehr bestimmt. War als 
Eigentümer eines solchen Grundstücks nicht das 
Deutsche Reich im Grundbuch eingetragen, so ist 
die Berichtigung des Grundbuchs gemeinsam von 
der höheren Behörde der Bundeswasserstraßen- 
verwaltung und von der durch die Landesregie- 
rung bestimmten Landesbehörde zu beantragen, in 
deren Bezirk das Grundstück liegt. Der Antrag muß 
von dem Leiter der Behörde oder seinem Vertreter 
unterschrieben und mit dem Amtssiegel oder Amts- 
stempel versehen sein. Zum Nachweis des Eigen- 
tums gegenüber dem Grundbuchamt genügt die in 
den Antrag aufzunehmende Erklärung, daß das 
Grundstück dem Bund zusteht. Das Eigentum ist 
einzutragen für die „Bundesrepublik Deutschland 
(Bundeswasserstraßenverwaltung) “ . 

(2) Dies gilt für sonstige im Grundbuch eingetra- 
gene Rechte entsprechend. 

§ 9 

Gerichtsgebühren und andere Abgaben, die aus 
Anlaß und in Durchführung dieses Gesetzes ent- 
stehen, werden nicht erhoben. Bare Auslagen blei- 
ben außer Ansatz. 

§ 9 a (neu) 

Die Verordnung über die Reichswasserstraßen 
vom 15. April 1943 (RGBl. II S. 131) und die Erste 
Durchführungsverordnung zur Verordnung über 
die Reichswasserstraßen vom 6. Mai 1943 (RGBl. II 
S. 149) sind aufgehoben. 

§ 10 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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